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«VONAME»  

 
 öffentlich 
Betreff: 
Verkauf von Privatadressen an Adreßbuchverlage, Parteien u.ä. 

 Erstellungsdatum 19.06.2001 

 Eingang 02:  

Einreicher: Fraktion Die Andere   
 

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung 

Datum der Sitzung                                        Gremium 
 

  

04.07.2001 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam 

 
 

  

 

Beschlussvorschlag:  Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, bei eingehenden Anträgen auf den Verkauf von 
Privatadressen, künftig zu prüfen, ob dem Recht der Bevölkerung auf  informationelle 
Selbstbestimmung Vorrang vor dem privaten Interesse am Erwerb der persönlichen Daten 
eingeräumt werden kann. 
 
Entscheidungen über den Verkauf von Daten an Dritte sind künftig unter Hinweis auf die 
Widerspruchsmöglichkeit mindestens zwei Wochen vor Übermittlung der Daten öffentlich 
bekanntzumachen. 
 
 
 
 

 Unterschrift Begründung siehe Anlage 

 Ergebnisse der Vorberatungen  
auf der Rückseite 

Entscheidungsergebnis   

Gremium:   Sitzung am:  
   

 einstimmig  mit Stimmen-
 mehrheit 

Ja Nein Enthaltung  überwiesen in den Ausschuss: 

 Lt. Beschlussvorschlag  Beschluss abgelehnt   

 abweichender Beschluss DS 
Nr.: 

  Wiedervorlage: 

   
 zurückgestellt  zurückgezogen   

 



Entscheidungsergebnis:  

Gremium:  

Sitzung am:  

Beratungsergebnis:  

 

Gremium:  

Sitzung am:  

Beratungsergebnis:  

 
Finanzielle Auswirkungen?   Ja  Nein 

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.) 
 

 
 

ggf. Folgeblätter beifügen 

 
Begründung:  
 
Bereits mehrfach beantragte unsere Fraktion, Privatadressen nicht an Dritte zu veräußern. 
Die Stadt hielt diesen Anträgen immer wieder rechtliche Einwände entgegen. Dazu 
verweisen wir auf die in der Anlage befindliche Stellungnahme des Landesbeauftragten für 
den Datenschutz, die diese Argumente widerlegt.  
Die Potsdamer Stadtverordneten würden mit dem Antrag deutlich machen, daß das Recht, 
über die Verwendung der eigenen Daten selbst zu entscheiden, Vorrang vor der Nutzung der 
Daten durch Dritte haben soll. 
 
 
 
 
 
 
 


